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war die Genehmigung zur Verfolgung nicht ertheilt, aber auch aus⸗ 
drücklich dh en die Reſolution zu § 28 geſtimmt habe, 15 

Abg. Nichter: Die Herren von der Rechten nehmen allerdings 
heute dieſelbe Stellung ein wie damals. Es fragt ſich nur, wie ſich 
die Maſorität in dieſer Frage ſtellt. Wenn der Abg. Windthorſt das 
wirklich will, was er jagt, jo wird er das am einfachiten dadurch 
erreichen, daß er jetzt dem Antrag Haſenclever zuftimmt und Vale 
einen beſonderen Antrag einbringt, der auf dem Wege der Dekla⸗ 
Welt em, Konflikt zwiſchen Gerichten und Reichstag aus der 

zelt ſchafft. 

„Abg. Haſenclever, der als Antragſteller das Schlußwort 
erhält, macht darauf aufmerkſam, daß det Termin in der einen Sache 
ſchon auf den 9. März anberaumt iſt. Werde daher ſein Antrag an 
die Kommiſſion verwieſen, jo werde die Folge jein, daß die beiden 
Mitglieder des RReichstags verhaftet und a geurtheilt ſein werden, 
bevor die Kommiſſion geſprochen babe. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag v. Helldorſf gegen die 
Stimmen der Rechten, der Rechtspartei und des Zentrums abge⸗ 
lehnt, dagegen der Antrag Faſenclever mit um ſo größerer 
Maſorität angenommen, als für denſelben nunmehr auch das 
Zentrum ſtimmt. Die Abgg. Falk und Fürft Carolath ſtimmen mit 
der Mehrheit. g g 

Die Verleſung der Interpellation Stumm wird von der heutigen 
Tagesordnung abgeſetzt und die zweite Berathung des Etats begon⸗ 


ordneten, ja ganze Gruppen ausgewieſen werden und daß dem olizei⸗ 
Präſidenten ſo ein indirekter Einfluß auf die Verhandlungen des Reichs⸗ 
tages zuſteht, indem ja möglicherweiſe die Reden, die hier gehalten 


werden, daß Polizeipräſidium zu der 5 bringen, daß hierdurch die 


Amtliches. 


Berlin, 23. Febr. Der Kaiſer hat im Namen des Reiches den 
Banquier Enrico Ponzone in Savona zum Konſul daſelbſt, den Kauf⸗ 
mann Auguſt Schmidt in Darien ee zum Vize⸗Konſul daſelbſt, 
und den Lerrn William Lamb in Norfolk (Virginia) zum Vize⸗Konſul 
daſelbſt zu ernennen geruht. f 5 

Der König hat gerubt: dem Direktor des Gymnaſiams zu Altona, 
J Prof. Dr. Lucht, den Charakter als Geheimer Regierungs Rath, dem 
J praktiſchen Arzt und Wundarzt Dr. med. Johann Maria Karl Wirtz 
m Köln den Charakter als Sanitäts⸗Rath, und dem Cat Pianoforte⸗ 
abrikanten Gotttraut Baerenſprung den Charakter als Kommiſſions⸗ 

ath zu verleihen. 
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Deutſcher Reichstag. 
6. Sitzung. 


Berlin, 23. Februar. 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes: 
Graf Stolberg, v. Schelling, Tiedemann, v. Lerdy u. A. 
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Antrag des Abg. Ha⸗ 
fenclever, der Reichstag wolle beſchließen: den Reichskanzler aufzu⸗ 
fordern zu peranlaſſen, daß das Strafverfahren gegen die Abgg. Fritz⸗ 
ſche und Haſſelmann vor den Landgerichten J. und II. zu Berlin, 
welche auf Grund des § 28 des Reichsgeſetzes vom 21. Oktober 1878 
angeklagt find, während der Dauer der Seſſion ſiſtirt were. 
Abg. Haſenclever ſtellt den Thatbeſtand ſehr ausführlich zu⸗ 
ſammen: zwei Anklagen liegen gegen die beiden Abgeordneten vor, we⸗ 
gen ihrer Herkunft nach Berlin in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete u wegen 
eines Ausfluges nach Lichterfelde. Er beruft ſich auf die Reden Gneiſts, 
Laskers und Reichenſpergers über die Rechtsfrage und zieht ſich, da er 
dei Schilderung des eingetretenen Juſtandes den Ausdruck „Nonſens“ 
Ee einen erſten Ordnungsruf des Präſidenten zu, der dieſen Aus⸗ 
ruck als auf den Reichstag bezogen verſtanden bat und ihn aufrecht 
erhält, auch nachdem der Redner erklärt hat, daß er ihn gegen eine 
Entſcheidung des Kammergerichts gebraucht haben will. Der Straf⸗ 
antrag der Gerichte iſt nach des Redners weiteren Ausführungen ein 
Kar: Hieb gegen den Reichstag ſelbſt, der es verſäumt hat, feine 
i itglieder gegen die Anwendung des § 23. des Sozialiſtengeſetzes zu 
ſchützen und gegen deſſen vorjährige Reſolution zu dieſem Paragraphen, 
welche ausdrücklich erklärt, daß durch ihn die Volksvertreter an der Aus⸗ 
übung ihrer verfaſſungsmäßigen Pflicht nicht gehindert werden dürften, 
E zumal er nicht nur von Sozialiſten ſondern im Allgemeinen von Vor 
ten ſpreche, welche die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährden, 
1 alſo leicht auch gegen Fortſchrittsleute und ſelbſt gegen Nattonalliberale 
angewendet werden könne. Eine vom Redner angezogene Aeußerung 
des Staatsſekretärs der Justiz Friedberg aus der vorſährigen Reichs⸗ 
tagsſeſſion, worin der Zuſammenhang zwiſchen der ſozialiſtiſchen Agi⸗ 
tation und den Attentaten auf den Kaiſer angedeutet wird, giebt ihm 
Anlaß zu einem wiederholten Proteſt gegen die and: als habe 
ſeine Partei mit Hödel und Nobiling in irgend einer Verbindung ge⸗ 
ſtanden. Er wünſche im Intereſſe aller Parteien des Reichstages eine 
eingehende Beſprechung ſeines Antrags, damit die im $ 28 des Sozia⸗ 
lliſtengeſetzes beſtehende, das Anſehen des Parlaments ſchädigende Lücke 
ausgefüllt werde und völlige Klarſtellung des Paragraphen erfolge. 
Die Sache liege wohl jo, daß die niedere Autorität ſich vor der höhe: 
ren beugen muͤſſe, die Verfaſſung ſtehe über dem Kammergericht und 
guf Grund der Verfaſſung weilten die beiden Abgeordneten hier. Wenn 
bis jetzt in allen liberalen, auch in fortſchrittlichen und in Zentrums⸗ 
blättern die loyale Ausführung des Sozialiſtengeſetzes betont worden 
ei, ſo habe das ſeinen Grund darin, daß es bis heute nur Sozialiſten 
raf; ob es aber für dieſe Partei loval gehandhabt worden, darum 
kümmerten ſich die anderen Parteien nicht. Er bitte um Annahme fei⸗ 
nes Antrages. e ä 
Rräfident Graf Arnim⸗Boytzenbur g: Der Ausführung 
3 Herrn Haſenclever gegenüber, daß er das Wort „Nonſens“ dem 
Kammergericht und nicht dem Reichsta gegenüber gebraucht habe, 
konſtatire ich Ar Rechtfertigung meines Ordnungsrufes, daß ber Red⸗ 
ner nach den Aufzeichnungen des ſtenographiſchen Bureaus die ich mir 
abe kommen laſſen, geſagt hat: „Es iſt alſo ein Nonſens, der viel⸗ 
eicht weniger das Kammergericht trifft — das geſtehe ich ein —, der 
wahrſcheinlich am meiſten den Reichstag treffen wird, als er das Ge⸗ 
ſetz damals erlaſſen hat.“ ! 
Abg. v. Helldorff (Bedra) beantragt Ueberweiſung des An⸗ 
tages Haſenclever an die Gejhärtgorbnungs-Rommiffion: da Artikel 
31 der Verfaſſung, der die Befugniſſe des Reichstags in dieſer Hinſicht 
regele, eine Prüfung jedes einzelnen Falles verlange. 
8 Abg. Sonnemann: Ich hätte erwartet, daß in Meer Frage 
von den Dech Fraktionen, namentlich von denen, die für das So⸗ 
Juaaliſtengeſes geſtimmt haben, Jemand das Wort ergreifen würde. Die 
Fache H einer ernsten Beſprechung im Reichstage werth. Nach dem 
Verweiſungsbeſchluß des Kammergerichts ift zu erwarten, daß die Her⸗ 
ven Fritzſche und Haſſelmann bis zu 6 Monaten Gefängniß beſtraft 
werden können in Folge der Ausübung ihrer Pflicht als Abgeordnete. 
Der Vermeifungäbeichlug "a Kammergerichts ift allerdings nicht ſehr 
Söftich gegen den. Reichsteckg, aber doch gerecht und richtig. Mit Ber 
tigung alles Beiwerkes handelt es pa einfag) darum, ob die durch 
erliche Verordnung erfolgte Berufung des Neichstages ein höherer 
den at, der über dem Pobizeipräſtpium Jeht. Da but wie ich glaube, 
e Verweiſungsbeſchluß Recht. Beide Akte ſind gleichberechtigt, da 
wi Polizeipräftdium ſeine Ter Gei ‚auf Grund eines vom 
Reichstage beſchloſſenen und vom Katſer Janktionirten Geſetzes erläßt. 
Weiter muß man zugeben, daß die vom Reichstage erlaſſene Reſolu⸗ 
Den keinen Anſpruch auf eine Interpretation des Geſetzes haben kann; 
ge Verweiſungsbeſchluß giebt in Berug darauf dem Reichstage eine 
Lektion, indem er ausführt, es hätte dem Reichstage doch nahe 
egen, ſeine Mitglieder vor der Anwendung ez Geſetzes zu 
zen Dieſen Vorwurf, ſeine Mitglieder nicht vor Situationen, wie 
die vorliegende, bei Erlaß des Sozialiſtengeſetzes geſchützt. zu haben, 
muß ſi Reiche ings gefallen laſſen. Die Konſe⸗ 
ſich der Reichstag allerdings g ? ncht abel 
enzen dieſes Verweiſungsbeſchluſſes laſſen Dé gar nicht abjeben. 
er Belagerungszuſtand beichränft ſich nicht auf die Sozialisten. 
Ondern es fönnen Perſonen, „von denen eine Gefährdung der 
A wrentlichen Ordnung zu beſorgen it“, aus Berlin ` wn 
KC Welche Perſonen nach der ſubjektiven Anſicht des Polizei⸗ 
ann 


öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet werden könne. Die Ma⸗ 
jorität des Reichstages wird vorausſichtlich leider in der Seſſion das 
Sozialiſtengeſetz verlängern; ich will hoffen, daß dann die Lücke in 
demſelben, die uns der Beſchluß des Kammergerichts ſo draſtiſch zu 
Gemüthe führt, ausgefüllt wird. Während dem Begriff der Maſeſtäts⸗ 
beleidigung eine Ausdehnung gegeben wird wie nie vorher, und Leute 
ſchon wegen Maſeſtätsbeleidigung verurtheilt werden, weil ſie das jetzt 
zuſammengebrochene Dreikaiſerbündniß angegriffen haben, macht man 
es auf der anderen Seite den Volksvertretern unmöglich, nach Berlin 
au, kommen, um ihre Pflicht in einem diätenloſen Hauſe auszuüben. 
Dieſe zwei Dinge kann ich unmöglich vereinbaren. 
ben Windthorſt glaubt keinen Anlaß zu weiteren Erörterun⸗ 
gen zu haben, da der Antrag A dh e ſeiner Anſicht entſpreche. 
r beruft ſich auf den analogen Fall Majunke, würde aber dem Abg. 
Sonnemann, der den Gründen des Kammergerichts ſeine Zuſtimmung 
gegeben, nicht beipflichten. 


Abg. Klotz: Nach meiner Anſicht ſollte der Antrag ſofort er⸗ 
ledigt werden, ohne auf die Sache materiell einzugehen. Wir haben 
es ſtets als im Intereſſe des Reichstags liegend angeſehen, das kein 
Mitglied dieſes Hauſes während der Dauer der Seſſion durch gerichte 
liche Verfolgung an der Ausübung ſeiner geſetzlichen Pflicht verhindert 
werde. Es handelt ſich hier um eine ſtrafrechtliche Verfolgung, die 
deshalb ins Werk geſetzt iſt, weil die beiden Abgeordneten der luc: 
lichen Verordnung, die ſie aus Berlin ausweiſt, ungeachtet, dem Rufe 
des Kafſer und ihrer Pflicht gehorchend, hier erſchienen find. Am 19. 
Februar v. F. beſchloſſen wir die beantragte Genehmigung zu vers 
ſagen, und zugleich die bekannte Reſolution zu § 28. Jetzt ſteht die 
Sache anders. Damals konnten wir annehmen, der preußiſche Juſtiz⸗ 
miniſter würde, unſerer Neſolution zu § 28 gemäß, die ihm unter⸗ 
ſtellten Staatsanwaltſchaften anweiſen, derartige Anklagen nicht zu 
erheben; denn dies zu thun iſt das Recht des Juſtizminiſters, Heute 
liegt die Sache ausſchließlich in den Händen der preußiſchen Gerichte. 
Welchen Werth dieſelben auf unſeren Beſchluß vom 19. Februar legen 
wollen, bleibt den Gerichten jeder Inſtanz überlaſſen. und jedenfalls 
iſt die Sache ſo ee daß fie demnächſt vor das Reichsgericht 
kommt. Ich bitte Sie, dem Antrag Haſencleber zuzuſtimmen. 

Abg. Windthorſt hält trotz den ae des Vorred⸗ 
ners die Kommiſſionsverweiſung für wünſchenswerth. ( a Du ichter: 
Schwenkung!) Er perſönlich werde ja natürlich ſeine. inwilligung 
vu SE nie geben, von einer Schwenkung könne aljo feine 
Rede jem. ` Die Kommiſſionsberathung ſei um jo nothwendiger, als 
ein Konflikt der Anſichten zwiſchen Reichstag und Geri beſtehe. 
Hier könne vielleicht im Wege der Deklaration in der Kommiſſſon Defi- | 
nitives feſtgeſtellt werden. Das vom Abg. Klotz betonte Recht des 
aſtizminiſters, die Staatsanwaltſchaften in dem von ihm angedeuteten 
inne anzuweiſen, erſcheine ihm ſehr problematiſch. 

Abg. Lasker: Ich habe urſprüglich das Wort zur Sache nicht 
genommen, weil ich ſie für ungemein einfach hielt und es nicht nützlich 
und nicht meine Pflicht iſt, Reden zu halten, wenn man den Erfolg 
im Voraus kennt, — allerdings bis zur Rede des Abg. Windthorſt, 
der deim erſten Vorliegen des Antrages im vorigen Jahre mit ſeiner 
bange Partei und der großen Majorität des Hauſes vollſtändig vor⸗ 
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Neubeſetzung dieſer Stelle eine MM der Poſition auf 60,000 M. 
ündeten Regierungen haben ſich für 


gen b he gs Bean, einen ae nen d „ 5 
punkte ozialen Beziehungen geſellſchaftliche Verpflichtu 
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ausreicht. Die hier am Platze befindlichen Botſchafter erhalten 
25 das Doppelte, oft das Dreifache desjenigen Dienſteinkommens, 


Abg. Hänel: Sämmtliche preußiſche 
N alt als 36,000 M.; beer d ein Mehr von 14,000 Mark 
verlangt. 
müſſen mit um ſo größerer Vorſicht behandelt werden, zumal wenn die 


ereitet war, nicht nur die Suspenſion der Zeg, im Plenum zu 
beſchließen, fondern auch die bekannte interpretirende Reſolution anzu⸗ 
fügen. Damals war der SE Windthorſt durchaus nicht in 


Zweifel und blieb in Uebereinſtimmung mit der Praxis des Hauſes. 
In den von Windthorſt angeführten Präzedenzfällen, namentlich im 
Fall Majunke, lag die Sache ganz anders. Dort handelte es ſich nicht 
um vorbereitende Handlungen, ſondern um Strafvollſtreckung, und 
deshalb wurde Prüfung des Falles durch die Geſchäftsordnungskom⸗ 
miſſion beliebt. Herr Windthorſt iſt ſonſt von Nee Gedächtniß 
und ganz ausgezeichneter Unterſcheidungskraft. tesmal haben ihn 
beide im Stiche gelaſſen. Wollten wir jetzt abweichen von dieſer ge⸗ 
wöhnlichen Re ſo würde dies die Se daß innerhalb 
des Hauses in Beziehung auf ſolche Fluge eine Wendung vor ſich ge⸗ 
gangen iſt. (Sehr richtig! links.) Ob dies die Rune der alten 
oder ob es eine neue Konſtellation iſt (Sehr gut! links), das kann ich 
nicht beurtheilen; ich bin aber der Meinung, daß die Majorität des 
Hauſes allen Grund hätte, bei der Praxis zu bleiben, um ſo mehr, als 
in dieſem Falle ſogar ſchon eine grundſätzliche Entſcheidung des Hauſes 
ſtattgefunden hat. (Sehr richtig! er ie weitere Erwägung, wie 
vielleicht im Wege der Deklaration abzuhelfen ſei, möge dem Abgeord⸗ 
neten Windthorſt heute keine Sorge machen. Er ift wohl überzeugt 
davon, daß der Reichstag ſich dieſes Jahr noch mit dem Geſetze zu 
beſchäftigen haben wird. Aber ich bitte das Haus dringend, auch 
nicht den Schein hervorzurufen, als ob ſetzt Gründe vorlägen, weshalb 
in der gleichmäßig geübten Praxis bei einer noch viel klareren Sache, 
als ſie im vorigen Jahre geweſen, bei derſelben Zuſammenſetzung des 
Hauſes nun ein entgegengeſetzter Beſchluß gefaßt werden ſollte. 

Ab. v. Kardorff: Durch Verweiſung des Antrags an die 
Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion iſt doch noch nicht konſtgtirt, daß ſich 
die Meinung des Hauſes in der Frage geändert hat. Ich bin genau 
derſelben Anſicht wie voriges Jahr, ebendeshalb ſtimme ich für Verwei⸗ 
ſung des Antrags an die Geſchäftsordnungskommiſſion. 

Abg. Beſeler 5 der Anſicht, daß die Sache doch nicht ganz ſo 
wie im vorigen Jahre liege, das Haus aljo ohne Inkonſequend die Ver⸗ 
weiſung an die Kommiſſion beſchließen könne; das neue Moment ſei 
durch das Eingreifen eines neuen Gerichts entſtanden. ? 

Abg. Klotz wünſcht gerade aus den Gründen, welche die Abe 
v. Kardorff und Beſeler zur Kommiſſionsverweiſung beſtimmen, die 
ſofortige Erledigung der Sache im Plenum Es beſtehe kein Konflikt 
zwiſchen Reichstag und Gerichtshof; der letztere habe nur ſeine Pflicht, 


Wächter der Geſetze zu ſein, erfüllt und wir hätten kein Recht einzu⸗ 
greifen. Wir hätten das Reichsgericht, in Leipzig als höchſte Inſtanz 
eingeſetzt und müßten nun auch das Vertrauen zu ſeiner ſachgemäßen 
Entſcheidung darüber haben, ob das Berliner Landgericht die Anklage 
zu Recht oder zu Unrecht erhoben. Er bitte nochmals um Annahme 
des Antrags im Plenum. i g 

Abg. Windthorſt bedankt ſich bei dem Abgeordneten Lasker 
für die Komplimente, die er ihm gemacht und hält ſeine Anſicht von 
5 N des Falles Majunke mit dem zur Diskuſſion ſtehenden 
aufre 


Abg. v. Helldorff konſtatirt, daß feine Partei im vorigen Jahre 


Gehalt im Etat, als bei den andern Miniſtern und zwar ein Gehalt 
von 18,000 Thlrn. oder 54,000 M. 

8465552 ch ter (de en): Das vom Vorredner bezeichnete Gehalt 
von 54,000 M. iſt au beute noch im Etat vorhanden; es iſt das 
Gehalt des Reichskanzlers ſelbſt; dieſer bezieht eine Zulage für Re⸗ 
präſentationskoſten. Man ſollte Bedenken tragen, einen Grundſatz zu 
verlaſſen, der ſeit 30 Jahren in unſerm Etat Geltung erlangt hat, 
daß die Gehälter der einzelnen Stellen nicht nach den individuellen 
Verhältniſſen der Inhaber bemeſſen werden, ſondern daß beſtimmte 
Kategorien von Aemtern feſtgehalten und danach die Gehälter bemeſſen 
werden. Wenn man auf die Repräſentationspflicht hinweiſt, ſo könnte 
man daſſelbe Argument auch für den e ie geltend machen,. 
deſſen Nepräjentation jedenfalls der des Staatsſekretärs im auswär⸗ 
tigen Amte nicht nachſteht. Bei der Stellung, die der Reichskanzler 
einnimmt, laſtet die Repräſentationspflicht naturgemäß auf ihm, und 
durch das Palais, welches wir für viele Millionen für ihn gekauft 
haben, iſt die Möglichkeit, der Repräſentationspflicht zu genügen, volles 
ſtändig gegeben. Daher tft die Nepräjentation bei andern Beamten 
mehr oder weniger ü oul 5 

19 v. Maltzahn⸗Gültz: Wenn der Vorredner meinte, man 
müſſe die Gehälter nicht nach den individuellen Verhältniſſen 
des Stelleninhabers bemeſſen, ſo wird er wohl zu der von ihm be⸗ 
ſtrittenen Mehrbewilligung kommen müſſen. Denn nur die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des bisherigen Inhabers der Stelle ließen das Gehalt aus⸗ 
reichend erſcheinen. - : - 

Das ar genehmigt darauf das Gehalt in der geforderten Höhe 
15 die Stimmen der Fortſchrittspartei und einiger Mitglieder des 
entrums. 

Beim Kap. 5: Geſandtſchaften und Konſulate bes 
antragt Abg. Richter Degen) den Titel 25: Geſandtſchaft in Tokio 
apan), in welchem ein Plus von 9000 Mk. verlangt wird, der 
udgetkommiſſion zu überweiſen. Das Haus genehmigt jedoch die 

Mehrforverung ohne weitere Erörterung. 

Der Titel 42: Konſulat in Apia (Samoainſeln) 29,000 Mk. 
erſcheint zum erſten Mal im Etat. H , 

Abg. Hänel glaubt auf die eigenthümliche Entwickelung der Ver⸗ 
hältniſſe auf den Samoainſeln hinweiſen zu Toilen. er will nicht auf 
die neue Handelsgeſellſchaft hinweiſen, damit werde ſich der Reichstag 
ſpäter zu A haben, ſondern nur auf die Art der Regierung. 
die dort von den Konſuln Englands, Deutſchlands und Nordamerikas 
geführt werde. Redner bittet die Poſition der Budgetkommiſſion zur 
näheren Prüfung zu überweiſen. RS 

Bundesbevollmächtigter v. Philipsborn: Es ſoll von meiner 
Seite kein Einwand dagegen erhoben werden, wenn Sie, um weitere 
Erklärungen zu verlangen, dieſen Titel an die Bud etkommiſſion vera 
weiſen wollen. Ich glaube dieſe Aufklärung aber g eich hier geben zu 
können. Das Konſulat in Apia war beſchloſſene Sache, noch ehe die 
jetzigen . eintraten, es war beſchloſſen, lediglich im 


de SR ` Get Ann: Dun icht abzuſehen. Es e 
nten unter dieſen Begriff fallen, iſt gar nicht ( Intereſſe und zur Wahrung deutſcher Handels⸗ und Verkehrsbeziebungen. 


allerdings der Fall eintreten, daß eine große Zahl von Abge⸗ 


` beton durch ſein gutes, verftändiges, auf beſſere Prinzipien 


enehmigt worden. Ganz ſo iſt au 
Loes CR das Generaltonful 


A da bekamen wir regelmäßig Berichte über die aller⸗ 


das liegt aber nicht an uns, nicht an den Mächten, die dort ihre 
Konſuln haben, ſondern am Lande, ſeinen Bewohnern, ſeinen ver⸗ 
ſchiedenen Parteien und Königen. Nachdem nun die Parteien mehrfach 
auf: und abgewogt hatten, gelang es einer Partei den eg H 
aſirtes 
Regiment an die Spitze zu ſtellen und die Konſulatsbeamten der 
Großmächte unterſtützten und hielten ihn mehr durch moraliſchen Bei⸗ 
ſtand als durch Gewalt der Waffen. Inſoweit iſt es alſo richtig, daß 
der König, der in dieſem Augenblicke das Regiment hat, ſich weſentlich 
auf den Einfluß ſtützt, den die Vertreter der Großmächte ihm gewäh⸗ 
ren. Aber bis dahin gehen die Dinge auch wirklich ſo gut, wie man 
es nur wünſchen kann, von Verwirrung oder weiteren Zerwürf⸗ 
niſſen iſt in den letzten Berichten, die ich noch vor acht Tagen erhal⸗ 
ten habe, keine Rede Noch iſt allerdings ſehr viel zu erfüllen und 
die Konſuln von Deutſchland, England und Amerika ſtreben darnach, 
ſie gehen dabei Hand in Hand und das bewährt ſich außerordentlich 
gut. Von einem Triumvirat iſt dabei nicht die Rede, und wenn da⸗ 
durch deutſche Intereſſen gedeckt und geſchützt werden, ſo trifft die 
deutſche Regierung für ihren Antheil an dieſer gemeinſchaftlichen Thä⸗ 
tigkeit mit anderen kein Vorwurf. Auf die Geſellſchaft, die jetzt ge⸗ 
bildet worden iſt im Intereſſe des Handels und Verkehrs, will ich bei 
dieſer Gelegenheit nicht eingehen, dem Hauſe wird über dieſe Sache 
noch eine beſondere Vorlage zugehen. Ich will nur, um im Voraus 
jeder Möglichkeit einer unrichtigen eee vorzubeugen, in kurzen 
Zügen die Grenzen andeuten, in denen dieſe Angelegenheit unter allen 


Umſtänden ſich zu bewegen haben wird. Es handelt ſich dabei nicht um 


ein N nicht um eme Staatsgeſellſchaft, der Staat will 
dabei kein Geſchäft machen oder etwas verdienen, unſer Generalkonſul 
dort iſt keineswegs Beamter der Geſellſchaft. ſondern das Ganze 
gipfelt in dem Wunſche, nationale deutſche Intereſſen auch im fernen, 
Auslande zu ſchützen und nicht fallen zu laſſen, ſowie dafür zu ſorgen, 
daß die Früchte deutſchen Fleißes und deutſcher opferbereiter langjähri⸗ 
ger Arbeit nicht Anderen in den Schooß fallen. Es handelt ſich nicht 
E, einzelne Handelshäuſer zu unterſtützen, ſondern im Ganzen 
zu nützen. S Ki — N 

Abg. Rickert: Ich will auf dieſen Etatstitel nicht näher ein⸗ 
gehen; ſollte aber ider ie ein Zuſammenhang, wenn auch nur ein 
entfernter zwiſchen dieſer Poſition und jener Vorlage über die Handels⸗ 
geſellſchaft beſtehen, ſo möchte auch ich die Ueberweiſung des Ti 
die Budgetkommiſſion befürworten. 
Bundesbevollmächtigter v. Philipsborn: Ich ſpreche es noch 
einmal ausdrücklich aus, daß die Gründung des Konſulatspoſtens mit 
den anderweitigen e ME auch nicht entfernt im Zuſammenhan 
Debt und daß ſie beichlofien war, ehe man hier von der Sache au 
nur eine Ahnung hatte. 

Die Abgeordneten Windthorſt 


itels an 


und Prinz Radziwill 


empfehlen ebenfalls die Ueberweiſung des Titels an die Budget⸗ 
Kommiſſion. 

Abg. Sonnemann: So ganz werden die beiden Dinge doch 
o auseinanber gebalten werben kommer. mie der Set? 


RE regierung geglaubt 
nn Mia zu vertreten. d 


reter 
at. Es And vor Allem Handelsintere 
Leg der Konful Se E wird er 


gründlichen Get Bene, ob wir eines Konſuls mit ſo hohem 


nien ſeien durch die 
N ſtande 


Sonnemann we 


Theile von Auftralien 
- stellung eines 


deutſcher 


ehalt dort bedürfen, ob die dortigen Angelegenheiten nicht zum guten 
aus erledigt werden können und ob die An⸗ 
onſularagenten in Apia nicht nußreiche. 
Der Titel wird der Hei el überwieſen. 
Beim Kapitel 6 Titel 6: Fonds zur Unterſtützung 
Schulen im Auslande 60,000 Mark bittet Abge⸗ 
ordneter von Hölder um eine Beihülfe für die Schulen in den von 
ſchwäbiſchen Familien gegründeten Kolonien in Paläſtina; dieſe Kolo⸗ 
ie Mißwirthſchaft in der Türkei in eine bedrängte 
Lage gekommen und könnten die von ihnen bisher unterhaltenen 
Schulen nicht mehr erhalten. Lë 
Geh. Legationsrath von Bülow kann a eine Aus⸗ 
kunft nicht geben, jagt aber eine wohlwollende Prüfung des Gegen? 


8 zu. i 8 
Damit iſt der Etat des auswärtigen Amtes erledigt. 

Es folgt die Berathung des Etats des Reichsamts des 
nnern. Derſelbe enthält in feinem Titel 10 einen neuen Poſten: 
4.000 Mark zur e des deutſchen Handelsarchivs. Abg. 

„ihn der Budgetkommiſſion zu überweiſen, 

da die Frage wohl geſtellt werden könnte, ob denn die Herausgabe 
derartiger ſtatiſtiſcher Zuſammenſtellungen gll Reichskoſten erfolgen 
muß, ob man fie nicht der Privatinduſtrie Überlaſſen kann. Jedenfalls 
könnte das Zentralblatt für das Deutſche Reich mit dem Handelsarchiv 
verſchmolzen werden, was auch beabſichtigt zu ſein ſcheint, da die Koſten 
für das Zentralblatt als künftig wegfallend aufgeführt werden. Außer⸗ 
dem muß an dieſer Stelle geſagt werden, daß faſt alle Publikationen 
in derartigen offiziellen Blättern jo außerordentlich ſpät erſcheinen, daß 
ſie ac für das Publikum, für das fie beſtimmt find, faſt werth⸗ 
los werden. 

Kommiſſar Geh. Rath v. Möller: Das deutſche Handelsarchiv 
iſt kein neues Unternehmen, ſondern die Fortſetzung des vor 30 Jahren 
begonnenen preußiſchen Handelsarchivs, das kittheilungen aus der den 
ten intereſſirenden auswärtigen Geſetzgebung und aus den 

richten der preußiſchen Konſulate gan ſtatiſtiſches Material 
enthielt. Seit 1867 wurden aber die Landeskonſulate in Reichskonſu⸗ 
late umgewandelt und das Archiv befaßte ſich immer mehr mit den 
Intereſſen des geſammten deutſchen Handelsſtandes. Wenn das Werk 
alſo im deutſchen Intereſſe fortgeſetzt werden ſoll, jo iſt es nur gerecht, 
daß auch das Reich die Koſten trägt. Eine Verſchmelzung des Archivs 
mit dem Zentralblatt iſt aber unmöglich, weil letzteres hauptſächlich 
inländiſche, das Archiv ausländiſche Verhältniſſe ins Auge faßt, und 
das Zintralblatt ein ganz allgemeines Publikationsorgan für die nicht 
in die Geſe vireg H gehörigen amtlichen Publikationen des Reiches 
iſt, alſo auch allerlei Gegenſtände enthält, die dem Handelsſtande ganz 


ern liegen. É 
> Er Richter (Hagen): Die e Archivs mit dem 
Zentralblatt halte ich auch für unzweckmäßig. ie ſtatiſtiſchen Nach⸗ 


richten des Zentralblattes ſollten lieber im „Reichsanzeiger“ erſcheinen, 
dann würden ſie auch rechtzeitig erſcheinen. Das Handelsarchiv hat 
als ſpezifiſch preußiſches Organ keine Berechtigung mehr; es fragt ſich 
aber, ob wir es überhaupt noch haben müſſen. Daſſelbe it von ſehr 
geringer Bedeutung und hat ſehr wenig Abonnenten. Wir haben viel 
zu viel derartige amtliche Blätter. Jedes Reſſort ſucht ſich ein ſolches 
u ſchaffen. Das Publikum kann aber nicht alle bezahlen und per⸗ 
Lage, daher iſt eine größere Konzentration Ke 
Abg. v. Maltzäahn⸗Gültz hält die Ueberweiſung der 
Poſition als einer noch nicht geprüften an die Budgetkommiſſion 
für nöthig. ` 

bg. Sonnemann: Das Centralblatt enthält außerordent⸗ 
lich wenig Verordnungen, und zwar meiſtens ſolche, die eigentlich in 
den „Reichsanzeiger“ gehören. 238 Ze 

bg. Windt horſt will ebenfalls, daß die Budgetkommiſſion 


dem Handelsarchiv ein Ende mache, weil daſſelbe ſehr wohl durch Pri⸗ 


der Krankenhäuſer handelte. Das Reichs⸗ 


mediziniſchen Dingen das 


vatunternehmungen erſetzt reſp. ſein amtlicher Theil in den „Staats⸗ 


anzeiger“ aufgenommen werden könne. 2 

„Geh. Roth v. Möller: Wenn das des w je über: 
KA bene ſo hätte es ſich nicht bis jetzt erhalten. Es hat nur we⸗ 
nig Abonnenten, darunter aber die Handelskammern, die großen 
Werth darauf legen, und es allen ihren Mitgliedern zur Dispoſition 
2 75 Es giebt Zuſammenſtellungen über die Reſultate früherer 
Jahre, die man aus den täglichen Berichten des „Reichsanzeigers“ nur 
ſchwer anfertigen könnte. } 

2 Rickert: Weiß Herr v. Möller ob das Archiv noch im 
preußiſchen Etat figurirt? Es wäre für die Budgetkommiſſion wichtig, 
dies zu konſtatiren. e 

Die Poſition wird der Budgetkommiſſion überwieſen. ; 

Zu Kap. 7a Titel 13, Koſten aus Anlaß der Maßregeln gegen die 
Neblauskrankheit (5000 M.), bemerkt Abg. Thilenius: 
Ich konſtatire, daß die bisherigen Maßregeln gegen die Reblaus die 
Intereſſentenkreiſe durchaus noch nicht beruhigt haben. Im vorigen 
Jahre ſchon wurde um ein generelles Verbot der Einfuhr ſämmtlicher 
ausländiſcher Wurzelgewächſe petitionirt. Ohne für jetzt weiter in die 
Sache eintreten zu wollen, frage ich die Regierung, wie weit die Aus⸗ 
führung der berner internationalen Konvention behufs Maßregeln 
gegen die Reblaus gediehen iſt. She 

Geh. Reg.⸗Rath Weymann: Die Ausführung der berner 
Konvention war bisher unmöglich, weil die Ratifikation der bethei⸗ 
Gehe Regierungen nicht erfolgt war. Dies iſt jetzt geſchehen, und ein 

eſetz 19 Ausführung der Konvention wird ausgearbeitet. 

Abg. Thilenius: Wird das Geſetz noch in dieſer Seſſion 
vorgelegt werden ? t 
Geh. Rath Weymann: Ich halte das nicht für unmög⸗ 
lich, kann es aber nicht verſprechen. Eë - 

6 a: Thilenius bittet um möglichſte Beſchleunigung des 
eſetzes. 

` vm Kap. 12, Reichs geſundheitsamt werden 1950 M. 

für einen neuen Kanzleiſekretär „wegen der fortdauernden Zunahme 

der Abe e gegen das Vorjahr mehr gefordert. £ 

Abg. Dr. Mendel: Der Etat des Reichsgeſundheitsamtes bie- 
tet jo wenig Veränderungen gegen das Vorjahr, daß es kaum der 
Mühe lohnte, bei dieſer Gelegenheit oft Geſagtes zu wiederholen. Doch 
erſchien die Begründung der Forderung eines neuen Kanzlei⸗Sekretärs 
„wegen der fortdauernden Zunahme der Dienſtgeſchäfte“ eigenthümlich. 
Worin beſtehen die Dienſtgeſchäfte überhaupt? Ich frage, wo iſt der 
Peſtbericht pom vorigen Fahre? England, Frankreich, Oeſterreich, ſelbſt 
Rumänien haben ihre Peſtberichte erhalten, wir nicht. Wo ſind die 
außerordentlichen Mitglieder des „ Nur bei der 
Empfehlung des Apollinaribrunnens habe ich ein außerordentliches 
die Gef entdeckt. Wo ſteckt die neue Prüfungsordnung für die Aerzte, 
von der jo viel geſprochen wurde? Auch darüber iſt es ſtill geworden. 
Das Nahrungsmittelgeſetz hat im vorigen Jahre uns hier viel beſchäf⸗ 
tigt. Wir waren der Anſicht, daß die Fälſchung gar nicht ſo ſchlimm 
wäre, wie ſie uns hier dargeſtellt wurde. Daß wir Recht hatten, be⸗ 
weiſt die Probeentnahme des Polizeipräſidiums in Berlin: di Januar 
1880 wurden 225 Proben entnommen, es fand ſich ſechs Mal Verfäl⸗ 
ſchung, darunter drei Mal Verfälſchung von Caſſia. Tant de bruit 
E une — es ift nicht einmal ein Omelette, ſondern nur etwas Caſſia 

out ! (Heiterfeit.) Doch das Geſetz ſollte erſt jeinen Inhalt ſagte man, 

durch die Ausführung des § 5 bekommen, durch die Vorſchriften, die durch 
kaiſerl. Verordnung erlaſſen werden ſollten. Wo ſind dieſe Vorſchriften? 
Doch will ich nicht behaupten, daß die Mitglieder des Reichsgeſund⸗ 
heitsamts nicht diligentiam präſtirt hätten, es ſcheint hier noch in 
anderen Orten ein Hinderniß zu beſtehen. Im vorigen Jahre fragte 
ich den Vertreter der Regierungen, wer die Motive und Statiſtik zu 
jener Novelle für die Gewerbeordnung gemacht hätte, bei der es 15 um 
undheitsamt wäre wohl nicht 

en am KK hat mir die 
gezeigt. Es ſcheint alſo gerade bei 

das Reichsgeſundheitsamt nicht gefragt zu 
werden. Es ik aber, ſoviel ich gehört habe, dem Reichsgeſundheits⸗ 
amt auch eine Geſchäftsordnung, ein Arbeitsprogramm. Wenn ich all 
die Verhältniſſe zuſammennehme, jo erſcheint es trotz der offtziöſen 
Dementis nicht unwahrſcheinlich, daß ſich die Mitglieder des Reichs 
Geſundheitsamts unwohl fühlen und welch ſchlechtes Beiſpiel fie damit 
im deu tſchen Reiche geben, braucht nicht weiter ausgeführt zu werden. 

Direktor des Reichsgeſundheitsamtes Dr. Struck: Der Bericht 
der zur Unterſuchung der Peſt nach Rußland abgeſchickten Kommiſſion 
iſt noch nicht lange fertig und liegt augenblicklich noch im auswärtigen 
Amte. An der Verzögerung 


orden. Das ig 
meiner Vorausſetzun 


ae 


ing der 1 ‚Der außerordentlichen 
Mitglieder trägt das Reichsgeſundheitsamt keine Schuld; die Vor⸗ 
ée find lange erfolgt. Die Ernennung dieſer außerordentlichen 

itglieder, deren Zahl auf Befehl des Reichskanzlers allmählich auf 


24 gewachſen ſind, wird hoffentlich in 5 Tagen erfolgen. 
Bezug auf die Prüfungsordnung für Aerzte hat das Reichsgeſündheits⸗ 
amt ſchon im Auguſt ſein letztes Schreiben abgehen laſſen, die Vor⸗ 


ſchläge und Entwürfe liegen den Einzelregierungen zur Prüfung und 
Genehmigung vor. Daß die im Geſetze wegen der Fälſchung der 
Nahrungsmittel in Ausſicht genommenen Verordnungen noch nicht e: 
laſſen find, liegt an der Wichtigkeit des Gegenſtandes; das Material 
hat ſich unter unſeren Händen gehäuft. Was Petroleum und Milch 
angeht, ſo ſind wir damit nahe am Ende angekommen, ſo daß in 
kürzeſter Friſt Kommiſſtonen aus den Reihen der Induſtriellen berufen 
werden können. Die Nachrichten der Zeitungen über eine zwiſchen den 
Mitgliedern des Reichsgeſundheitsamts herrſchende Ver ng bes 
ruhen auf Unwahrheit. Geheime Rath Finkelnburg iſt in Folge 

eiſtiger Ueberarbeit erkrankt. Das Reichsgeſundheitsamt hat auf 
SJ des Reichskanzlers eine Direktorialverfaſſung; was mir befohlen 
wird, führe ich aus; es kann mir dabei gleichgültig ſein, ob ich Chef 
einer direktorial oder einer kollegial verwalteten Behörde bin. Es wäre 
mir angenehm, wenn ich durch einen Spezialbericht die Klagen über 
die Unthätigkeit des . widerlegen könnte; voraus⸗ 
geſetzt natürlich, daß die Vorlage eines ſolchen Berichts von der vor⸗ 
geſetzten Behörde geſtattet wird. 

Geh. Rath Weymann: Die Verzögerung der Ernennung der 
außerordentliche Mitglieder des Geſundheitsamts kam nur daher, daß 
bei wiederholter Erwägung es aus materiellen Gründen nöthig erſchien, 
die Lifte der in Nusſicht genommenen Gelehrten und Verwaltungs: 
beamten nach einigen Richtungen zu erweitern, und daß deshalb das 
Reichsamt des Innern mit den Bundesregierungen in Verbindung 
treten mußte. Die Ernennung ſoll in allerkürzeſter Friſt erfolgen. 

Abg. Richter Gagen): Auf einen Unbefangenen müſſen die 
Lee eil den Eindruck machen, daß die Ausführungen des Abg. 
Mendel vollkommen richtig ſind, daß es aber unaufgeklärt iſt, wen die 
Schuld der Verſäumniſſe trifft. Es illuſtrirt dies wieder das eigen⸗ 
thümliche Verhältniß der Verantwortlichkeit des 5 für die 
Reichsbehörden. Die Direktoren und Vorſteher der einzelnen Reichs⸗ 
ämter ſollen uns gegenüber eine gewiſſe e Vergntwortlich⸗ 
keit tragen. Nun aber beruft der Direktor des Geſundheitsamts ſich 
auf den abweſenden Reichskanzler, und um über deſſen Verantwortlich⸗ 
keit keinen Zweifel aufkommen zu laſſen, bedient er ſich des ſonſt nur 
in militäriſchen Kreiſen üblichen Ausdrucks, daß „auf Befehl“ deſſelben 
gehandelt worden ſei. Ze EE 

Abg. Rickert: Die neue Stelle in dieſer Berne e wir von 
Jahr zu Jahr anwachſen ſehen, iſt nur mit den en motivirt 
„wegen der zunehmenden Dienſtgeſchäfte“ Ich bitte, Ir Wain ab- 
zulehnen; wenn ſie im nächſten Fahre beſſer motivirt wird, mögen wir 
ſie genehmigen. S ER e 

Geh. Rath v. Möller: Die Kanzleigeſchäfte des Geſundheits⸗ 
amts vermehren ſich vorzüglich dadurch, daß daſſelbe für Behörden und 
nach der Reich sſheufprozehordwng auch für Gerichte Unterſuchungen 
anſtellen muß. f 5 

Abg. Dr. Mendel: Gegenüber den Ausführungen des Regie⸗ 


rungskommiſſars 


) m ich meinerſeits nur konſtati daß es Ët 
eine Aufgabe des Reichsgeſundheitsamts ſein 1 allen möglid E 
rivaten oder Behörden Unterſuchungen zu machen. Soviel ih MI 
aben ſpeziell die Juſtizbehörden eine ganz andere Praxis. Sie weng 
ch in erfier Irſtanz an die Phyſiker des Kreiſes und die Chemiker, 

en höchſten Inſtanzen an die wiſſenſchaftlichen Deputationen oder, 
die Fakultäten der Univerfitäten. Das Reichsgeſundheitsamt erſchef 
mir zu dieſem Zweck durchaus nicht geeignet. e ` 
Abg. Windthorſt: Wenn die Arbeitslaſt des Geſundheits an 
ſich ſo vermehrt, jo werde ich für den Kanzleiſekretär ſtimmen! 
wünſchte aber, daß der Abg. Rickert ſchon früher ſolche Anſichten, a 
heute gehabt hätte, als die großen Häufungen der Beamten aufe 
und ſeiner Partei Betreiben gemacht wurden. d 
Geh Rath Struck: Das Reichsgeſundheitsamt it nach 
Inſtruktion des Bundesrathes verpflichtet, auf Anfragen der 
hörden Auskunft zu geben, es muß alſo dazu auch Unterjucht 

Coen 


machen. D "8 
Abg. Rickert: Die Beamtenvermehrung in früheren Ya 
wurde durch das Bedürfniß motivirt. Gegen das Reichsgeſundhe 
amt habe ich ſelbſt geſtimmt. Wenn aber der Abg. Windthorſt NE 
Sparſamkeit bisher vermißt hat, wie kann er dann heute den WE 
Sekretär bewilligen wollen? 
Abg. Lasker bittet, die Mehrforderung in der Budget 
miſſion zu prüfen, da es ſich um eine Behörde handle, die gewiſſe 
beiten auszuführen verpflichtet ſei, alſo die hierzu nöthigen Arb 
kräfte haben müſſe. € 
Auf Antrag des Abg. Thilentus werden die den E: 
Kanzlei⸗Sekretär betreffenden Titel der Budgetkommiſſion überwieſef 
Zu Titel 7 (Zur Unterhaltung des Dienſtgrundſtücks des E 
ſundheitsamts und der dazu gehörigen Gebäude 2700 Mt.) bett 
Abg. Richter (Hagen): Auch auf parlamentariſchem Wege kann d: 
ſpart werden. as neue Gebäude des Geſundheitsamts für 300 
M. bewilligten wir in der Vorausſetzung, daß die Koſten für 
Miethölotal, in dem am, Ant früher war, 2100 M. jährlich, at, 
würden. 


Das geſchieht nun auch nicht einmal, denn die Unteres 
tungskoſten des neuen Gebäudes betragen allein jo viel. Wir wa 
m” zu freigebig mit Dienſtgebäuden, namentlich mit Dienſtwohnung 
So kommt es, daß das Reichskanzleramtsgebäude ſchon durch die 
terbringung der einzelnen Unterämter jo entleert iſt, daß es an FT 
fe» vermiethet werden muß. Ich habe dies vorausgeſagt und MET 
das Geſundheitsamt in dieſem Gebäude CH Dasselbe de 
aber nicht aus der Louiſenſtadt heraus; welchen Vortheil es dort ` 
iſt mir nicht bekannt. e 
Es folgen die Etats des Reichsheeres. 
Ju Kap. 17 (Militärgeiſtlichkeit) Titel 1, 1 (katholiſcher Feldpre 
bemerkt Abg. Windthorſt: die Stelle eines katholiſchen SE 
probſtes fei ſeit langer Zeit unbeſetzt, darunter leide die Seelſorge n 
Heeres ganz bedeutend. Wolle man die Armee nach jeder 200. 
hin ſchlagfertig machen, jo müſſe auf dieſem Gebiete baldigſt Aend 
eintreten. Es ſei vorgekommen, daß katholiſche Soldaten zu einem? 
katholiſchen Geiſtlichen in den Gottesdienſt geführt worden ſeien. 
katholiſche Volk könne ſeine Brüder und Söhne nicht mit Ruhe in 
Krieg Helen Sehen, wenn nicht die Sicherheit des gg Zuſpruc 
vorhanden ſei. Die Schwierigkeit liege hauptſächlich in Preußen, 
Gründe dafür ſeien leider allbekannt. . Ce fr 
Kriegsminiſter v. Kameke: Ich bin als Kriegsminiſter nicht E 
der Lage, auf die Beendigung des Kulturkampfs in Preußen 2 
wirken, es iſt von mir aber Alles geſchehen, um feine Folgen für 
Armee abzuſchwächen. Vorredner weiß, daß es uns unmöglich. 
Männer für die vakanten katholiſchen Seelſorgerſtellen in der #7; 
zu finden. Seit Beginn des Kulturkampfes werden die nf: 
Soldaten nicht mehr in die Kirche kommandirt, ſondern es bleibe “ 
Kirchenbeſuch ihnen überlaſſen. Wir wollten damit die (emm E 
heit im vollſten Umfange wahren. N KE CG 
Abg. Windthorſt: Der Herr Kriegsminiſter 18 auch MI 
des preußiſchen Miniſteriums, und als ſolches hat er den Anlaß 
das Recht, für die Beendigung des . zu ſorgen, wie, 
es gewünſcht habe. Der Fall, daß katholiſche Soldaten zu einem 7 
katholiſchen Geistlichen in die Kirche geführt wurden, iſt in Poſen . 
gekommen; wenn ſolche Fälle let unmöglich vg find, ſo 
ich dem Herrn Miniſter dafür. Aber wie iſt denn nun für die A 
ſorge geſorgt? Der Miniſter glaubt nicht in der Lage zu ſein, Abi 
u haften; ich ſage ihm, wenn er an der Stelle ſpricht, won 
RW am meiſten gehört wird, dann wird ſchon Hilfe oi" 
werden. d 
Bei Kapitel 18 Titel 2 erwähnt der Si SC de 1 
die Garniſons⸗Auditeure einen geringeren Gehalt haben, als die "7 
im Range gleichſtehenden Kategorien der Zivilbeamten. u 
Kriegsminister v. Kameke: Der Gedanke, daß der Geha 
Garniſonsauditeure zu niedrig ſei, habe ſich in der Militär⸗Verwal 
ſchon lange Geltung verſchafft, mit Rückſicht auf die in Au 
ſtehende neue Organiſation der Militärgerichtsverfaſſung babe man, A 
einem Antrage auf Gehaltserhöhung Abſtand genommen. gd ` 
Strafgerichtsordnung für das Militär habe zum Theil dadurch N 
Verzögerung erlitten, daß der Poſten des Generalauditeurs a 
Zeit unbeſetzt war. Der jetzige Generalauditeur habe ſeiner Jeg 
Strafprozeß⸗Ordnung im preußiſchen Juſtizminiſterium vertreten 
Perſen biete alſo eine genügende Garantie für die möglichſte Annäh d 
der Militär⸗Strafgerichtsordnung an die erſtere. Er könne verſich 
daß mit Fleiß an der Materie gearbeitet werde. BS ` 
Bei Kapitel 19 (Beſoldungen, Korpskommandeure) komme 
Abg. Richter auf die Frage der Zuwendung der offisiellen Anne 
zurück und verlieſt den ſchon im Augeordnetenhauſe von ihm 9 
theilten Erlaß des Generals v. Barnekow, welcher 9 Zeitungen 
Provinz Preußen als oppoſitionell bezeichnet und die Zuwen dun 
Annoncen an dieſelben verbietet. Als zum Manöver Pferde ve 
Menſch die konſervativen 21 


wurden, kamen keine, weil kein 
eben waren 
ſchon eine 


lieſt, denen die Bekanntmachungen zur Publikation ge 
kann nicht erwarten, daß der Kriegsminiſter heut t 
Bigenbe Erklärung abgiebt; ich hoffe aber, daß dies bei der ZX. 
Leſung eech wird. Wenn irgend eine Verwaltung, jo b 
e erwaltung Veranlaſſung, ſich aus dem Parteigetriebe 
zu halten. al 
Abg. Majunke bedauert, Do den Klagen des Vorrede 
ſchließen zu müſſen. Der „Reifier Zeitung“ würden von der 
verwaltung alle Inferate zu Gunſten einer liberalen Zeitung en 
die nicht den fünften Theil der Abonnenten babe. e 
Bei Kap. 29 (Militär - Medizinalmeien) ſpricht der Abi 
Praſchma ausführlich über die Krankenpflege in Krieg und 9% 
durch die Ordensſchweſtern. Die Leiſtungen der Orden ſeien übel 
Lob erhaben, Das preußiſche Ordensgeſetz mache es nun leider un 
die ſes technisch geſchulte Perfonal der Armee zu erhalten, da 
Orden durch 


1 ` 


A 


fie nicht eine größere Gefahr ſeien 
Malteſerordens, dem er 


fein würden, wie 1870—71. 


Kriegsminiſter v. Kame ke erkennt die Verdienſte ta 
genden Orden vollſtändig an. Zur Deenbigung, Zë "A müſſe $ 
nügten die Wünſche der SE o Mititärvorla 

8 


kranke d 
der WE 


hauptung des Vorredners widerſprechen, 


er | 


E 

Hcheteg eines nahen, blutigen Zog in Ausſicht ſtellen; davon ſtehe 
Windthorſt: Es iſt leicht, den vom Grafen Praſchma 

beabſſchkigten Zweck zu fördern, wenn man nur will, ohne Aenderun 


der Maigeſetze. Der hochherzigen Intervention des Kaiſers verdank 
man es, daß die krankenpflegenden Orden vor dem Geſetz geſchützt 
wurden. Der Kriegsminiſter braucht nur einen Befehl zu extrahiren, 
daß die preußiſchen Miniſter des Kultus und des Innern ihr Polizei⸗ 
gufſichtsrecht in humanerer Weiſe ausüben. Dieſen Befehl wird der 
niſter leicht erlangen können, wenn er an die bekannten Intentionen 
Geib SEN Stelle appellirt. ` . ? 
rüſident Graf Arnim: Es entſpricht nicht den Sitten des 
Hauſes, die Perſon des Kaiſers in die Debatte hineinzuziehen. g 
Aus dem Kap. 34 wird eine Mehrforderung von 100,000 M. für 
Reiſekoſten und Tagegelder auf Antrag des Abg. Richter (Hagen) der 
Budgetkommiſſion überwieſen. f e 
! r Reſt des der Plenarberathung vorbebaltenen Theils des Mi- 
litäretats wird ohne Debatte genehmigt. 
Schluß 44 Uhr. Nächſte Sitzung Dienſtag 11 Uhr. (Geſetz⸗ 
Entwurf betr. die Schiffsmeldungen und Etat.) 


Briefe und Zeitungsberichte. 


C. Berlin, 23. Febr. [Wiederum das Tabaks⸗ 
mono pol.] Von verſchiedenen Seiten kommen Nachrichten, 
welche zu dem Glauben zwingen, daß der Plan, das Tabaks⸗ 
monopol in Deutſchland einzuführen, in der That in vollem Ernſt 
wieder aufgenommen iſt. Es ſcheint, daß die vorbereitenden 
Stadien ſogar bereits erledigt ſind und daß ein Entwurf fertig 
oder nahezu fertig iſt. Damit ſoll jedoch keineswegs geſagt ſein, 
daß die Einbringung einer derartigen Vorlage im Bundes⸗ 

rath und im Reichstag bereits vollſtändig geſichert wäre; es ſcheint 
vielmehr, daß diesmal anders operirt werden ſoll, als in den 
früheren Fällen, daß der Reichskanzler nicht geſonnen iſt, aber⸗ 
mals eine langwierige, möglicherweiſe negativ endende Campagne 
zu eröffnen, ſondern daß nur dann mit der Einbringung einer Vorlage 
vorgegangen werden ſoll, wenn deren Annahme im Voraus geſichert iſt. 
Im Bundesrath würde das unter allen Umſtänden der 
Fall ſein. Schon zur Zeit des alten Zollvereins war ein großer 
Theil der mittleren und kleinen Regierungen für das Tabaks⸗ 
monopol, während Preußen damals opponirte. Seitdem die 
Stimmen des preußiſchen Staates im Bundesrath für das Pro⸗ 
jekt gefichert find, kann an einer Majorität dafür in dieſer Kör⸗ 
perſchaft kein Zweifel mehr beſtehen. Die Frage iſt, ob im 
Reichstag diejenige Anzahl von Stimmen dafür zu gewinnen 
wäre, welche nothwendig iſt, um zuſammen mit den beiden kon⸗ 
ſervativen Fraktionen, auf welche der Reichskanzler für das Monopol 
wohl unbedingt rechnen kann, eine Majorität zu Stande zu brin⸗ 
gen. Auf die Nationalliberalen wird er dafür wohl verzichten 
müſſen; ſelbſt der rechte Flügel der gegenwärtigen Fraktion dürfte 
dafür nicht zu gewinnen ſein, da Hr. v. Bennigſen ſchon zur Zeit der 
varziner Verhandlungen ſich entſchieden gegen das Monopol er⸗ 
klärt hat, ſein Eintritt in die Regierung ſogar weſentlich an 
dieſem Punkt geſcheitert iſt. Etwas anders ſcheint es beim 
Zentrum zu ſtehen. Allerdings hat auch Herr Windthorſt ſich 
früher gegen das Monopel ausgeſprochen, im Frühjahr 1878, 
als im Reichstag die Geldmittel für die Tabaksenquete bewilligt 
wurden und die verſchiedenen Fraktionen ihm Stellung zum 
Monopolprojekt bezeichneten. Indeß um ein dialektiſches 
Kunſtſtück, vermittelſt deſſen ſich heute der entgegengeſetzte 
Standpunkt motiviren ließe, würde Herr Windthorſt ſicherlich 
nicht verlegen ſein, und Perſonen, welche keineswegs in die 
ategorie der Konjekturalpolitiker gehören, erachten es für 
durchaus nicht unglaubhaft, daß eine kirchenpolitiſche Ver⸗ 
ändigung auf Grund mäßiger Anforderungen der Kleri⸗ 
en in der nächſten Zeit doch erfolgen und daß das 
Centrum alsdann ſeine Pflicht als Regierungspartei zunächſt 
durch ein Votum für das Tabaksmonopol erfüllen könnte. Daß 
trotz der Erwählung des Herrn Ackermann zum zweiten Vize⸗ 
präſidenten die Entfremdung zwiſchen der klerikal⸗konſervativen 
dalition und der Regierung keineswegs groß ſein kann, wie 
manche Liberale ſich einbilden, ergab ſich in der heutigen Reichs⸗ 
lagsſizung mehrfach, indem das Zentrum ſich wiederholt bei Ab⸗ 
mmungen dergeſtalt theilte, daß die eine Hälfte der Partei, 
runter die Führer, im Sinne der Regierung und mit 
den Konſervativen votirte. Ueberhaupt kann man nur vor den 
luſtonen warnen, welche der Ausfall der Präſidentenwahlen, 
Agamentlich infolge des vieldeutigen Artikels der „Norddeutſchen 
gemeinen Zeitung“ über die Erwählung des Grafen Arnim, 
in manchen liberalen Köpfen veranlaßt hat. Sollte aus dem 
erneuten Monopolprojekt nichts werden, weil das Zentrum 
Déi ablehnend verhielte, und die Regierung auch ſonſtige 
Grunde hätte, wieder den Liberalen ſich zu nähern, 
ſo mag es ſein, daß man alsdann regierungsſeitig an die jüngste 
offiziöſe Kritik der Präſidentenwahlen wieder anknüpft; alsdann 
mag möglicherweiſe ſogar die Abſicht, überhaupt das Monopol⸗ 
Projekt gegenwärtig wieder aufzunehmen, in Abrede geſtellt wer⸗ 
den. Vorläufig it allen Intereſſenten der ſeit ſo vielen Jahren 
Bus, von Neuem wieder in Allarm i g 
ae? larm verſetzten Tabaksinduſtrie 
ben, ſich auf die Nothwendigkeit einer abermaligen Abwehr 
in 


Monopols gefaßt zu machen. Allerdings würde, wenn die 
weh Umlauf befindlichen Angaben zutreffend ſind, eine Ab⸗ 
VI dann bereits ausſichtslos fein, wenn thatjächlich eine Vor⸗ 
d ge gemacht würde, denn alsdann ſtände auch das Durchgehen 
Eben feſt. Fürſt Bismarck ſcheint ſich eben entſchloſſen zu 
wen, die Feſtung, welche er das erſte Mal durch eine lang⸗ 
einige Belagerung nicht erobern konnte, diesmal entweder mit 

mien Handstreich wegzunehmen oder ſich gar nicht erſt von 


nr verſuchen. 
Telegraphiſche Nachrichten. 


Nuß gart, 23. Februar. Der Großfürſt Nikolaus von 
a land o heute Mittag von hier nach Petersburg abgereiſt. 

der Wien, 23. Februar. Im Anſchluß an die Nachricht von 
zefangennahme des britiſchen Oberſt Synge durch griechiſche 
fährt die „Polit. Korreſp.“ aus Salonichi, daß die 


türkiſche Regierung den Gouverneur angewieſen habe, ſich wegen 
aller nothwendigen Schritte mit dem engliſchen Konſul ins Ein⸗ 
vernehmen zu ſetzen und daß der engliſche Konſul mit Unter⸗ 
ſtützung der Behörden Maßnahmen zur Befreiung des Oberſt 
Ge habe. Zwei engliſche Aviſos bewachen die Küſte des 
olfs. 

Paris, 23. Febr. [Senat.] Bei der Wahl eines le⸗ 
benslänglichen Senators wurde der republikaniſche Kandidat John 
Lémoine, Redakteur des „Journal des Débats“, mit 142 Stim⸗ 
men gegen einige 20 Stimmen, die ſich auf verſchiedene Kandi⸗ 
daten zerſplit terten, gewählt; außerdem waren 95 Stimmzettel 
unbeſchrieben. — Der Senat begann hierauf die Berathung des 
Geſetzentwurfs über die Freiheit des höheren Unterrichts. Chesne⸗ 
long, von der Rechten, ſprach gegen die Ferry'ſche Vorlage. 

[Die Deputirtenkammer] nahm den Geſetzentwurf über 
die Zuſammenſetzung des oberen Unterrichtsrathes mit den vom 
Senate beſchloſſenen Modifikationen an. Bei der ſodann fortge⸗ 
ſetzten Berathung der Zolltarifvorlagen hob der Deputirte Rouher 
hervor, daß ſich ſeit dem Abſchluſſe der Handelsverträge der 
Wohlſtand Frankreichs und Englands gehoben hätte. — Nach 
der Rede Rouher's wurde die Generaldebatte geſchloſſen und die 
Berathung der einzelnen Artikel auf nächſten Montag feſtgeſetzt. 

ondon, 23. Februar. Meldung der „Times“ aus Ka⸗ 

bul von geſtern: General Roberts ſchickte Muſtauft Habib Ullab, 
früheren Finanzminiſter unter Schir Ali, mit Schriften nach 
Ghuzni, welche beſagen, daß die engliſche Regierung unter ge⸗ 
wiſſen Beſchränkungen geneigt ſei, als Herrſcher der Afganen 
irgend einen Sirdar anzuerkennen, über welchen die verſammelten 
Volksvertreter ſich zu einigen hätten. Gleichzeitig forderte der 
General die Führer der Aufſtändiſchen auf, zur Beſprechung die⸗ 
ſer Angelegenheit in Kabul zuſammenzutreten. 

Konſtantinopel, 23. Februar. Mittelſt eines kaiſerlichen 
Irade iſt die von den türkiſchen Kommiſſären vorzuſchlagende de⸗ 
finitive türkiſch⸗griechiſche Grenzlinie ſanktionirt worden. Der 
Miniſter des Auswärtigen Sawas Paſcha, hatte in Erwartung 
des Irade den griechiſchen Kommiſſär Braila erſucht, ſeine Ab⸗ 
reiſe zu verſchieben; letzterer erklärte indeſſen, daß dringende Fa⸗ 
milienangelegenheiten einen Aufſchub nicht geſtatteten, daß er je⸗ 
doch demnächſt zurückkehren werde. 


Verantwortlicher Redakteur: 8 Bauer in Poſen. — 
Für den Inhalt der 5 enden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die ion keine Verantwortung. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Februar 1880. 


arometer auf 0 emp. 
8 en = Gr. reduz in mm Win d. Wetter. i, Celſ. 
82 m Seehöhe. Grad. 


23. Nachm. 2 757,9 mäßig — 05 
23. Abnds. 10 758,9 O lebhaft SE: 
24. Morgs. 6 758,8 — 2.0 


O lebhaft 
Wetterbericht vom 23. Fe 


S Barom. a. U Gr. 
Stationen. nahd.Meeresniv. 
reduz. in mm. 


9,5 
Cork 765,0 N mäßig . — 0 6,1 
Breit . 762,1 NNW mäßig bedeckt ) 7.5 
gelber 759,9 OND mäßig bedeckt 3,8 
Pe 64,8 OSd ſchwach bedeckt 11 
KS 763,9 DOND mäßig wollig d 1,2 
winemünde 765,3 O mäßig bedeckt 5 0,3 
SCHEER 766,4 O ſchwach Schnee — 09 
Memel 765,0 OND leicht bedeckt — 2,9 
aris. fehlt | 
refeld fehlt 2 
Karlsruhe 757.1 O leicht Regen 4.6 
Wiesb 757,3 NO leicht Degen 6,0 
Kaſſel. 758,7 SO leicht wolkig 5.1 
München 757,1 D ſchwach Nebel 1.9 
Leipzig 761,8 ONO mäßig bedeckt 2.9 
erlin 763,1 O ſchwach wolki 1,9 
ien 759,2 DI Nebe 2,2 
Breslau 763,1 ONO leicht wollig EL Jh 


1) Seegang leicht. ) Seegang leicht. 
) Neblig. >) Seegang leicht. 5 
Ueberſicht der Witterung. 8 

Unter fortdauerndem ſtarken Steigen des Barometers im Nord: 
und Oſtſee⸗Becken hat ſich über dem Kanalgebiete und der Nordoſthälfte 
Zentral⸗Europas eine mäßige, meiſt von trübem, nebligem Wetter be⸗ 
E n entwickelt, während in Süddeutſch⸗ 
and bei ſchwachen umlaufenden Winden andauernd regneriſches Wetter 
herrſcht. Die Temperatur i 
meiſten im Flußgebiete des 
treten iſt. 


3) Seegang leicht. 


faſt überall lich en geworden, am 
emel, wo ziemlich ger Froſt einge⸗ 
Deutſche Seewarte. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 5 5 Februar Mittags A Meter. 


80 
Leg? urt a. M., 23. Feb 
nd. Wechſel 20,46. Pariſer do. 81,25 do. 172,85. K.⸗M.⸗ 
SA. r.⸗Anth. 
. 
1860er Sole 
II. 


803. Böh . 
Galizier 2274. Franzoſen!) 239. 
—: , 1877er Ruſſen 90%. U. Oxientanl. 
Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbahn —. 

Schweizer Jentralbahn 71, Ludwigshafen⸗Berbach 205, 

„Nach Schluß der Börſe: Matt. Kreditaktien 2713, Franzoſen 2389, 
Galizier — Ungarische Goldrente —, II. Orientanleihe —, 1860er 
Looſe ——, Lombarden — Schweizer. Zentralbahn —. 


*) per medio rein, per ultimo. 


aukfurt a. M., 23. Februar Sozietät. Kreditaktien 
271 De nzoſen 2383, Lombarden —, 1860er Looſe —, Galizier 
2273, 5 ch. —. ar. Goldrente —, II. Orientan⸗ 
leihe 60%, öſterr. Goldrente —, III tanleihe 60%, Papierrente —, 
1877er Ruſſen —. Meininger Bank —. Matt 

Wien, 22. Februar. 308 


rivatverkehr.) Kreditattien 308,30, 
Kr 277,70, Galizier 261,70, An SCC 157,70, W I. £ 


ſterr. G 8 
arknoten 57,721 Napoleons 9,37. Günſtig. 5 
Wien, 23. Februar. (Schluß⸗ Gauche) ‚Anfang, auf Arbitrage⸗ 
käufe, namentlich in Bahnaktien, lebhaft, ſchließlich ſtiller und etwas 


abgeſchwächt. 

apierrente 71,60. Silberrente 72,40. Oeſterr. Goldrente 85,50. 
Ungariſche Goldrente 102,30. 1854er Looſe 123,50. 1860er Saz 
130,25. 1864er Looſe 175,50. Kreditlooſe 180,00. Ungar. Prämienl. 
117,20. Kreditaktien 307,40. Franzoſen 277,00. Lombarden 90,50. 
Galizier 263,75. Kaſch.⸗Oderb. 127.20. Pardubitzer 132,00. Nordweſt⸗ 
bahn 170,50. Eliſabethbahn 191,20. Nordbahn 2365,00. Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank 844,00. Türk. Looſe 18,50. Unionbank 124,20. Anglo⸗ 
Auſtr. 159,30. Wiener Bankverein 159,75. Ungar. Kredit 284,25. 
Deutſche Plätze 57,20. Londoner Wechſel 117,25. Pariſer do. 46,60. 
Amſterdamer do. 97,30. Napoleons 9,32. Dukaten 5,53. Silber 
19000. Marknoten 57,994. Ruſſiſche Banknoten 1.268. Lemberg — 
Czernowitz 158,00. N 
Nach einer Meldung der „Preſſe“ hat die Verſammkung der ng, ` 
ee A der Mähriſchen Grenzbahn die Kürzung des Coupons pro 


über das nicht zur Auszahlung gelangende fünfze Dun eine SC 


ank —.—. Nordbahn ——. Geſchäftslos. 
Paris, 21. Februar. Boulevard⸗ rkehr. 3proz. Rente 82,50, An 
leihe von 1872 116,55, Italiener 81,72%, öſterreich. Goldrente —, 
28905 Goldrente 8745, Türken 11321, S 
287,00, Banque otomane —.—, 1877 
a rer —.—, III. Orientanleihe 6144. Feſt. 


bardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 200,00, Lombard. Prioritäten 261,00, Türken 
de 1865 11,17 


Credit mobilier 716, Spanier erter. 16%, do. inter. 1444, 
kanal⸗Aktien 791, Banque ottomane 550 Säi generale ir Er 


foncier 1113, Egypter 286. Banque de Paris 942, Banque d'escompte 
796, Banque hypothecaire 660, tanleihe 613, Türkenlooſe 
—.—. Londoner Wechſel 35,224 


Trieſt, 20. Februar. Oeſterr. Goldrente 85,00, ungar. Goldrente 
101,40, Italiener 803. 5 5 
Brüſſel, 23. Februar. Oeſterr. Papierrente 624. : 
- 1 Febr. echſel auf London 2544, II. Orient⸗An⸗ 
90%. III. Orientanleihe 979. 
Florenz, 23. Februar. 5 pCt. Italieniſche Rente 91,42, Gold 22,36. 


Marktpreiſe in Breslau am 23. Februar 1880. 
Feſthetzungen 5 mittlere geringe Waare 
der ſtädtiſchen Markt⸗ tie Höch⸗ Nies Höch | Nies 
` Deputation 4 1 — K 


Pro 100 Kilogramm 


aps Re REEL 50 
SEN Winterfrucht BK 
Rübſen, Sommerfrucht — 
Do E DE!) ; 
Shlagleniaat `, . .. 25 50 20 E: 
Hanfſaalt 16 50 50 14 50 


Kleeſamen, feine Qualitäten wach zugeführt, rother unverändert, 
per 50 Klgr. 35—39—46—50 5 weißer, fen Qualitäten gut be⸗ 
hauptet, per 50 Kgr. 44—53—62—74 M. hochfeiner Notiz bez. 

er unverändert, per 50 Kilogr. 6,50—6,70 M. fremde 


Leinkuchen, in Se Stimmung, per 50 Kilo 9,50—9,70 Mt. 
ual. 830 per 100 Klgr.!gelbe 7,20—8,00 


20 
Mais, gut gefragt, per 100 Kar. 14,40—14,80—15,40 Mtt. 
unver 1 


eu: per 50 Kilogr. 2 M. 
per Schock 600 Kilogramm 19,00—22.00 M. 
E ohne Anbetung, SÉ — De Se, at ec de li 
— Roggen fein 26, ` Hau 
bi M., . s Futtermehl 10,70—11.60 M., wei 
1 8 10,50 Mark. 


Breslau, 23. Februar. (Amtlicher Produkten⸗Börſen⸗Bericht.) 
Kleeſaat, rothe, in feſter Haltung, ordinär 24—30, mittel 32— 
36, fein „ bochſein 48—51. 
Kleeſaat, weiße gefragt, ordinär 35—45, mittel 48—52, fein 
5, hochfein 70-75. f 5 
Roggen: (per 2000 Pfd.) geſchäftslos, Gefündigt —,— Zentner 
giele Kündigungsiceine ——— per Februar per Februar: März 
174.— Br. per März April —— per April⸗Mai 176,00 Gd. 
er Mai⸗Juni 177 Gd. per Juni⸗Juli 178,— Gd. per Juli⸗ 
Sat 175 Br. x Sr 
Weizen: per Februar 218 Br. per April⸗Mai 223 Br. per Mai: ` — 
U 


n S 
Hafer: Gel. — Ctr. per Februar 1 ; il⸗Mai 150,50 
88 S e & Februar 148 Gd. per April⸗Mai 150,50 
aps: per Februar 233 Br. 230 Gd. per April⸗Mai —. d 
Rüböl: Wl, Gekündigt —,— Zentner, Bos 55,90 Br. per Febr. 


und per Februar⸗März 53,90 Br. per März ⸗ Ap sc? 

er. April Ma 53,00 Br. ver Mai⸗Junt 53,50 Br. per Juni⸗ 

li 54,25 Br. per September⸗Oktober 56,25 Br. per Oktober⸗ 
ovember 56,75 Br. per November⸗Dezember 57,25 B 


r. 

Petroleum: per 100 Algr. loko u. per Februar 29,50 Br. ` 
EH Geld. —— Liter Loko —-- per Februar 
Februar⸗März 59 bez. u. Gd. per April-Mai 60 bez. u Gd. 
per Mai⸗Juni 60,86 Gd. per Juni⸗Juli 61,50 Gd. per Juli⸗Auguſt 
62,30 Gd. per Auguſt⸗Septbr. 62,40 Gd. . 3 
1 5 ohne ag Seit letzter Notiz ſchleſ. Vereinsmarken auf 

Mai⸗Lieferung 20,80 Gd; Die Börfenkommiffion, 3 
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Ben SE voie 175 Si 
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eier ée Li unv. 
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Sie 1757 éi per Se 
Berlin, 23. Februar. 


. 
GH Inder): Stan · 
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an ae 
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167 Gd. 


Trodukten ⸗Vörſe. 


Berlin, 23. Februar. 
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ze SE. 
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bezahlt, 


ar 1730 bez. dert 


Der geftrige Privatverkehr iſt ruhig und 
eher ſchwach 1 8 Bergwerkspapiere lagen matt, 1 aetiteie 
"Spielpapiere eſt. Dem heutigen Verkehr fehlte bei Eröffnung Anre⸗ 
ung. Die Meldungen von außerhalb 


atten zwar feſt TE fan⸗ 
den aber hier wenig Anklang, weil der 1 


ergwerks⸗Aktienmarkt 


Ge 5 
krungspreis — M bez. — 
5 1 7 


AA EN 
bis 1 
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EE Ztr. 105 
Kilo Winterraps 235 


80 un 
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per April Mai 24 


2 8055 EC 8 


. —168 
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duni Juli Sade ett, 


35 & fe i. 
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1 véi SC 
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Ha afer 
at Fe 147. 440 bez, 
ER nd 170 100 ZS Saa 


ruar 
per „Jun Sat 153} Dé 
18 EN funf pe 
9 10 tt 


en per 1000 Kilo Ae 15550 e na Dualität. 
Bahn bez., Amerik. — M ab Bahn 
30 per op En Ke CH 32, 


er Weſtpreu 

er m 152 Dë 150 bez. 
E 150 M., per 
Sul uguft 154 Al Be — 


eat 168 N. Br., e Septe 
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per M 
iber Oktober 162 SS 
bis 168 M., Chevalier 170 bis 180 2. 


enmeh! ind. Sé 

ven ar 24,40 bez., 

per Juni⸗Juli 24,40 ver 

5 2 4.40 bez. — dë 
EH 


Winterrübſen 530240. M. & » 


— Gerſte unverändert, 
158 M., feine do. 160 
afer Unverändert, per 1000 SS, loco inländ. 135 


„bez. — Erbſen ohne Handel. 
e 175 1000 Kilo loko 220230 M 


— Rüböl Dome ke 16. 


e — "Beet, per April⸗M 
bezahlt, per Juni⸗Juli — SH 
digt — Ztr. Regulirungspreis — 
etroleum e? A: ‚Silo Ka 53 


Sept Gu, 25. 7 M. 
Spiritus per 100 15 
. ‚per Zeie 60—59, (ée bez., 


bez., per 15 60,4 
EN: ` per Juni⸗ Sr a 1 2 61. 8 N. bez., per 
en 

— Tester loko 8,6 bis 8,65 2. 
bez., d 8. — 9 M. Se SC bei Partien — M. be 
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loko ohne Faß 60,1—59,9 b 


lag. Laurahütte und Dortmunder Union gaben ſofort weiter nach 


und verſtimmten, 
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Conſol. ur 
do. neue 1 
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d. 
GH Sieb CH 44 
Sing d d. B. Kfm. 44102225 
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ae u. Bent. 7 
SE, 4 


Souvereignes 
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Fremde Banknoten 
do. einlösb. Leipz. 
anzöſ. Banknot. 
eſterr. Banknot. 
do. Silbergulden 
Ruſſ. Noten 100 Rbl. 


Deutſche Fonds. 
A. v. 3 il 144, 50 b 


a? Sich, a40 T 
rell v. 5 
do. ét . 1 


Bair. Präm.⸗Anl. 4 
Braunſchm. 20ꝗthl.⸗& — 
Anl. v. 1874 4. 
Cöln.⸗Md.⸗Pr. Anl. 33 
Deſſ. St. Pr.⸗Anl. Ge 
Sch 16 T Ah r. e a 2 


Brem. 


d ge En v. Gd 


becker Pr.⸗Anl. 35 
Mecklenb. Eiſenbſch. 356 
Meininger Looſe — 28,30 b 

do. Pr. Pfdbr. 4 1123,90 bz 
ere St 3 156,00 bz 
D.⸗G.⸗C.⸗B.⸗Pfl 105 107,00 ba 

do. do. KI 103,00 G G 
Diſch dee unk. 5 102,75 C 
43 100.50 B 
gäe gp, Ka 3 u B 


Nrdd. Grder.⸗H.⸗A. 5 
do. Hyp.⸗Pfdbr. 5 


S "ech, ⸗Pfdbr. Si 
do. unk. rückz. 1105 


do. do. 

at. e erch, 

Sr Nat. om | 
do. 4 


Ausländiſche Se 
2 mei, Ss EN 


de all and) 5 


i Anlei 
Newyork. Std. Sr, D 
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4 

4 
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An 

705 DR 4 en SC 4 
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4 
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f 


126, 3156 GER ee. 
SS 75 11 B Reine WS 


Ungar. Goldrente 
do. St.⸗Eiſb. Akt. 


82,20 bz B Poſener Spritaktien 


ne, Dt I Oi [ SS 


do. 
Italieniſche Rente 
do. Tab.⸗Obl 


S ° 2 Lë 
EE Ee | Led 


do. SH Ch v. 1862 
2 Dun. Engl. Anl. 


86,90 bz B 


But Séi A. 1871 
x 87 


a pm E Dannenb. En 


eg vm [Erdmangsd. Spinn. 


do. „ v. 
do. Looſe vollgez. 
) chſel 
Amſterd. 100 fl. 8 
do. 100fl. 2M. 
London 1 Lſtr. 8 T. 
3 M 


do. x 
Paris 100 Fr. 8 T. 
St Bkpl. Ke 3 T. 


Warſchau 100R A8 


) Zinsfuß der goes, Bank für Reden 
Wechſel 4, für Lombard nt. 


Bank- Ahein.⸗Naſſ. Bergw. 
Br in Amſterdam 3, Verne Rei Ind. 


„Frankfurt a. M. 4, 
Leipzig —, London! 
etersburg 6, Wien 4 v 


5 Unter den Linden 


den geſammten Markt, doch hielten ſich Kreditaktien, 
Galt zoſen und Lombaden auf der Höhe der vorgeſtri 

fisier überſchritten dieſelben um 1 Prozent, für El 
weſtbahn ward von Wien aus Meinung gemacht, Mainzer 


Aktien-Börfe. Dom . ee 


Berlin, den 23. Februar 1880. 
Preuftiſche an nud Geld⸗ 


105,90 bj G 
1 10000 5 G 


en Schlußkurſe; 

ethal und Nord⸗ 

ſtellten ſich 
06.00 G 
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Otſch. Eiſenb.⸗ Bau. 
Dtſch. Stahl: u. Eiſ. 
Donner march 
Dortmunder Union 

gell. Maſch.⸗Akt. 


Ioraf.Charlottenb. 
Friſt u. Roßm. Näh. 


elſenkirch.⸗Bergw. 
Georg⸗Marienhütte 

Hiberniga u. Shamr. 
Immobilien (Berl.) 

ramſta, Leinen⸗F. 
Lauchhammer 
Laurahütte 
Luiſe Tiefb.⸗Beraw 
Magdeburg Bergw. ` 
Marienhüt. Bergw. 
Menden u. Schw. B. 
Zeile Eiſ.⸗Bed. 
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1 5 „A. LI 
hütte hi 


ein. Weſtf; 
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ſchwach. Anlagewerthe fanden wenig Beachtung, g 
Die Haltung blieb im weiteren ve 
ichmad) ; ` bag Geſchäft war im Ganzen 
egulirung beſchäftigte die Ze Er 


wieder 13 AC e befier, Ei lagen ſchwach, 
Die gegen baar g 
Se 


Ge höheren 


belebt und die Ultimo⸗ 
Per Ultime notirte man: 
barden 156 — 6,506, Kreditaktien 546,50 —5.— 
Kommandit⸗Antheile 197,25 —7,50. — Der Sat we war 2901 Ac? 


SEN Bahn 5 1142,60 bz G Oberſchleſ. v. HL 
8 110,0 bz G. a. 
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Eliſabeth⸗Weſtbahn 
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Zero v. St. gar. 


S —— 


de. 1Y. 0.68. 0. 
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SS SAS SSS 


SSS SSS SS SGS SS 


SSS SS SS ag 


. 


w e 


wo 


STOtSHS1D 91 a De 


<E= 


————. 2. 


H * * * D Ze H ES 
=]; 
EELER 


D Ser FS * Se 1 


